
Beschlussentwurf  

 

des Gemeinsamen Bundesausschusses 
über eine Änderung der Bedarfsplanungs-
Richtlinie:  
Berücksichtigung von Anrechnungsfaktoren bei 
Zulassungen und Anstellungen 
(§ 21 Absatz 5 BPL-RL) 

Vom T. Monat JJJJ 

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat in seiner Sitzung am T. Monat JJJJ beschlossen, 
die Richtlinie über die Bedarfsplanung sowie die Maßstäbe zur Feststellung von 
Überversorgung und Unterversorgung in der vertragsärztlichen Versorgung 
(Bedarfsplanungs-Richtlinie) in der Fassung vom 20. Dezember 2012 (BAnz AT 31.12.2012 
V 7), zuletzt geändert am T. Monat JJJJ (BAnz AT TT.MM.JJJJ V ), wie folgt zu ändern: 

 

I. In § 21 wird in Absatz 5 Satz 1 nach der Angabe „Faktor 1“ die Angabe „oder 0,75“ 
gestrichen. 

 

II. Die Änderung der Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesanzeiger in 
Kraft. 

 

Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf den Internetseiten des 
Gemeinsamen Bundesausschusses unter www.g-ba.de veröffentlicht. 

 

Berlin, den T. Monat JJJJ 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Hecken 
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1. Rechtsgrundlage 

Der Gesetzgeber hat durch die §§ 92 Absatz 1 Satz 2 Nr. 9 und 101 SGB V dem G-BA die 
Befugnis zur Normkonkretisierung im Bereich der vertragsärztlichen Bedarfsplanung durch 
Erlass von Richtlinien übertragen. Der G-BA ist beauftragt, die erforderlichen Vorschriften für 
eine funktionsfähige und deren Sinn und Zweck verwirklichende Bedarfsplanung zu schaffen. 

 

2. Eckpunkte der Entscheidung  

Die Umwandlungsregelung nach § 21 Abs. 5 Bedarfsplanungs-Richtlinie (BPL-RL) beruht auf 
der gesetzlichen Grundlage des § 95 Abs. 9b SGB V. Als Inhaber der bisherigen Arztstelle 
für den angestellten Arzt kann der antragstellende Vertragsarzt oder das Medizinische 
Versorgungszentrum (MVZ) entscheiden, ob der bisher angestellte Arzt Inhaber der neuen 
Zulassung werden kann. Voraussetzung für die Umwandlung ist nach der gesetzlichen 
Grundlage, dass der zeitliche Umfang der vertragsärztlichen Tätigkeit des angestellten 
Arztes einer vollen oder halben Zulassung entspricht.  

Durch einen gezielten Umgang mit Angestelltensitzen in Planungsbereichen, die wegen 
Überversorgung zulassungsrechtlich gesperrt sind, kann somit der Inhaber des Vertragsarzt-
sitzes d.h. der Vertragsarzt oder das Medizinische Versorgungszentrum, durch Teilung einer 
1,0 Stelle in 0, 75 und 0,25 Stellen profitieren. Die bisherige Regelung des § 21 Abs. 5 BPL-
RL mit der Umwandlung einer 0,75 Stelle in eine volle Stelle ist daher zu einer stetigen Aus-
weitung des Leistungsumfangs einzelner Betriebsstätten missbraucht worden. Da die 
Umwandlung nach § 21 Abs. 5 BPL-RL im Gegensatz zur Umwandlung des § 56 BPL-RL 
keine zeitlichen Voraussetzungen und Geltungsgrenzen aufweist, bedarf es diesbezüglich 
einer Änderung der Richtlinie.  

Vor diesem Hintergrund wird künftig klargestellt, dass die Umwandlung einer Anstellung in 
eine Zulassung nur erfolgen kann, wenn der Umfang der Anstellung einem halben oder 
vollen Vertragsarztsitz entspricht. Die Umwandlung einer Anstellung, die mit dem Faktor 0,75 
belegt ist, in eine volle Zulassung wird damit explizit ausgeschlossen. Gleichermaßen ist 
auch die Umwandlung einer Anstellung mit dem Faktor 0,25 in einen hälftigen 
Vertragsarztsitz nicht möglich. Dies entspricht den gesetzlichen Vorgaben, die der G-BA 
damit umsetzt. 

 

3. Bürokratiekostenermittlung 

Durch die im Beschluss enthaltenen Regelungen entstehen keine Informationspflichten für 
Leistungserbringerinnen und Leistungserbringer im Sinne Anlage II zum 1. Kapitel der VerfO. 
Daher entstehen auch keine Bürokratiekosten. 

 

4. Verfahrensablauf 

(…) 
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Berlin, den T. Monat JJJJ 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Hecken 
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Mit dem Beschlussentwurf plant der Gemeinsame Bundesausschuss, die Umwand-

lung einer Anstellung, die mit dem Faktor 0,75 belegt ist, zukünftig explizit auszuschlie-

ßen.  

 

Die Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) plädiert dafür, die Umwandlungsmög-

lichkeiten auch in Bezug auf 0,75-Stellen zu erhalten und eine Missbrauchsklausel 

vorzusehen. Die in der bisherigen Fassung des § 21 Absatz 5 Bedarfsplanungs-Richt-

linie vorgesehene Aufrundung einer 0,75-Stelle auf einen vollen Vertragsarztsitz ist 

dem Umstand geschuldet, dass das Gesetz lediglich die Möglichkeit von vollen und 

halben Zulassungen kennt. Daher ist eine Umwandlung von 0,75-Stellen in eine Zu-

lassung mit einem dreiviertel Versorgungsauftrag nicht möglich und diese werden auf 

eine volle Zulassung „aufgerundet“. 

 

Die BPtK hält den gänzlichen Ausschluss einer Umwandlung von Anstellungen, die mit 

dem Faktor 0,75 belegt sind, nicht für erforderlich, da ein erheblicher Missbrauch der 

bisherigen Regelung, der zu einer stetigen Ausweitung des Leistungsumfanges ein-

zelner Betriebsstätten führt, nicht belegt ist. Daher sollte die Umwandlungsmöglichkeit 

nicht gänzlich abgeschafft werden. Einer potenziellen Missbrauchsgefahr kann wirk-

sam durch eine auch sonst übliche „Missbrauchsklausel“ begegnet werden.  

 

Dem steht auch nicht entgegen, dass § 95 Absatz 9b SGB V auf Antrag eine gebun-

dene Entscheidung zur Umwandlung von Anstellungen in Zulassungen vorsieht. Denn 

diese betrifft nur Anstellungen, sofern der Umfang der Tätigkeit des angestellten Arztes 

einem ganzen oder halben Versorgungsauftrag entspricht. Die bisherige Regelung 

zeigt, dass die gesetzlichen Vorgaben einer Regelung nicht entgegenstehen, die über 

die ausdrücklichen, im Gesetz genannten Fälle hinaus auch die Umwandlung von An-

stellungen vorsieht, die mit dem Faktor 0,75 belegt sind. Sieht der Gemeinsame Bun-

desausschuss eine solche Anrechnung als „Mehr“ zur gesetzlichen Mindestanforde-

rung vor, so kann er in diesen Fällen die Anrechnung trotz der ansonsten gebundenen 

Entscheidung auch einschränken. Er kann damit die Frage der Umwandlung einer ge-

nehmigten Anstellung, die einem dreiviertel Versorgungsauftrag entsprechen würde, 

flexibler handhaben.  
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Dieser Spielraum sollte für eine Missbrauchsklausel genutzt werden. Der Beschluss-

entwurf sieht hingegen vor, die Umwandlung gänzlich abzuschaffen. Die BPtK schlägt 

alternativ vor, auf die Abschaffung der Umwandlung zu verzichten und stattdessen an 

den bisherigen § 21 Absatz 5 Bedarfsplanungs-Richtlinie einen neuen Satz 3 anzufü-

gen: 
 

„Von der Umwandlung einer Anstellung mit dem Faktor 0,75 kann abgese-

hen werden, wenn Anhaltspunkte für eine missbräuchliche Nutzung des 

Umwandlungsrechts ersichtlich sind.“ 

 

Damit würde auch zugleich eine inhaltlich von § 56 Bedarfsplanungs-Richtlinie abwei-

chende Umwandlungsregelung vermieden. 
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I. Erläuterung zum Stellungnahmeverfahren 

Gemäß § 91 Abs. 5 SGB V wurde der Bundesärztekammer und der Bundespsychotherapeuten-
kammer Gelegenheit gegeben, zum Entwurf der Änderung der Richtlinie über die Bedarfsplanung 
sowie die Maßstäbe zur Feststellung von Überversorgung und Unterversorgung in der vertragsärzt-
lichen Versorgung Stellung zu nehmen, soweit deren Belange durch die Richtlinie berührt sind. 

Das Stellungnahmeverfahren wurde am 23. Mai 2014 eingeleitet, die Frist für die Einreichung von 
schriftlichen Stellungnahmen endete am 20. Juni 2014. 

II. Schriftliche Stellungnahmen 

Von folgenden stellungnahmeberechtigten Organisationen wurden schriftliche Stellungnahmen 
vorgelegt (in der Reihenfolge ihres Eingangs): 

Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) 19.06.2014 

Bundesärztekammer (BÄK) 20.06.2014 

Der Inhalt der schriftlichen Stellungnahmen wurde in tabellarischer Form zusammengefasst und in 
fachlicher Diskussion im zuständigen Unterausschuss Bedarfsplanung beraten und ausgewertet 
(siehe folgende Tabelle). 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 

Organisation 
/ Datum 

Inhalt der Stellungnahme Begründung und 
Quellenangabe 

Änderung  
der Richtli-

nie 
(Ja / Nein) 

Würdigung der  
Stellungnahme 

1 Bundespsy-
chotherapeu-
tenkammer 
(BPtK) 
19.06.2014 

Die Bundespsychotherapeutenkammer 
(BPtK) plädiert dafür, die Umwand-
lungsmöglichkeiten auch in Bezug auf 
0,75-Stellen zu erhalten und eine Miss-
brauchsklausel vorzusehen. Die in der 
bisherigen Fassung des § 21 Absatz 5 
Bedarfsplanungs-Richtlinie vorgesehe-
ne Aufrundung einer 0,75-Stelle auf 
einen vollen Vertragsarztsitz ist dem 
Umstand geschuldet, dass das Gesetz 
lediglich die Möglichkeit von vollen und 
halben Zulassungen kennt. Daher ist 
eine Umwandlung von 0,75-Stellen in 
eine Zulassung mit einem dreiviertel 
Versorgungsauftrag nicht möglich und 
diese werden auf eine volle Zulassung 
„aufgerundet“. 

 

Die BPtK hält den gänzlichen Ausschluss 
einer Umwandlung von Anstellungen, die mit 
dem Faktor 0,75 belegt sind, nicht für erforder-
lich, da ein erheblicher Missbrauch der bishe-
rigen Regelung, der zu einer stetigen Auswei-
tung des Leistungsumfanges einzelner Be-
triebsstätten führt, nicht belegt ist. Daher sollte 
die Umwandlungsmöglichkeit nicht gänzlich 
abgeschafft werden. Einer potenziellen Miss-
brauchsgefahr kann wirksam durch eine auch 
sonst übliche „Missbrauchsklausel“ begegnet 
werden. 

Dem steht auch nicht entgegen, dass § 95 
Absatz 9b SGB V auf Antrag eine gebundene 
Entscheidung zur Umwandlung von Anstellun-
gen in Zulassungen vorsieht. Denn diese be-
trifft nur Anstellungen, sofern der Umfang der 
Tätigkeit des angestellten Arztes einem gan-
zen oder halben Versorgungsauftrag ent-
spricht. Die bisherige Regelung zeigt, dass die 
gesetzlichen Vorgaben einer Regelung nicht 
entgegenstehen, die über die ausdrücklichen, 
im Gesetz genannten Fälle hinaus auch die 
Umwandlung von Anstellungen vorsieht, die 
mit dem Faktor 0,75 belegt sind. Sieht der 
Gemeinsame Bundesausschuss eine solche 
Anrechnung als „Mehr“ zur gesetzlichen Min-
destanforderung vor, so kann er in diesen 
Fällen die Anrechnung trotz der ansonsten 
gebundenen Entscheidung auch einschrän-
ken. Er kann damit die Frage der Umwandlung 
einer genehmigten Anstellung, die einem drei-
viertel Versorgungsauftrag entsprechen wür-
de, flexibler handhaben. 

Nein Mit Blick auf die Umwandlung 
einer 0,75 Stelle ist die „miss-
bräuchliche Nutzung des Um-
wandlungsrechts“ bereits jetzt 
schon nachweislich in der Pra-
xis gegeben. 
 
Fraglich ist, wie und nach wel-
chen Kriterien eine missbräuch-
liche Nutzung im Vorfeld der 
Umwandlungsentscheidung 
geprüft werden soll und festge-
stellt werden kann. 
 
Wollte man dem Vorschlag der 
BPtK folgen, würde die vorge-
sehene „Kannbestimmung“ eine 
Ermessensentscheidung ermög-
lichen und auch bei Vorliegen 
eines „Missbrauchs“ zu einem 
Leerlaufen der „Missbrauchs-
klausel“ führen. 
 
In der Gesamtschau führt die 
vorgeschlagene Änderung zu 
keinem Mehrwert, insbesondere 
zu keiner abschließenden Ver-
hinderung einer Ausweitung des 
Leistungsumfangs einzelner 
Betriebsstätten durch die Um-
wandlung von 0,75-Stellen in 
volle Stellen und erscheint in 
der Umsetzung wenig praktika-
bel. 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 

Organisation 
/ Datum 

Inhalt der Stellungnahme Begründung und 
Quellenangabe 

Änderung  
der Richtli-

nie 
(Ja / Nein) 

Würdigung der  
Stellungnahme 

Dieser Spielraum sollte für eine Missbrauchs-
klausel genutzt werden. Der Beschlussentwurf 
sieht hingegen vor, die Umwandlung gänzlich 
abzuschaffen. Die BPtK schlägt alternativ vor, 
auf die Abschaffung der Umwandlung zu ver-
zichten und stattdessen an den bisherigen § 
21 Absatz 5 Bedarfsplanungs-Richtlinie einen 
neuen Satz 3 anzufügen: 

„Von der Umwandlung einer Anstel-
lung mit dem Faktor 0,75 kann ab-
gesehen werden, wenn Anhalts-
punkte für eine missbräuchliche 
Nutzung des Umwandlungsrechts 
ersichtlich sind.“ 

Damit würde auch zugleich eine inhaltlich von 
§ 56 Bedarfsplanungs-Richtlinie abweichende 
Umwandlungsregelung vermieden. 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 

Organisation 
/ Datum 

Inhalt der Stellungnahme Begründung und 
Quellenangabe 

Änderung  
der Richtli-

nie 
(Ja / Nein) 

Würdigung der  
Stellungnahme 

2 Bundesärzte-
kammer 
(BÄK) / 
20.06.2014 

Die Bundesärztekammer nimmt zur 
vorgesehenen Richtlinienänderung 
wie folgt Stellung: 

Die Bundesärztekammer hat keine in-
haltlichen Änderungshinweise. 

 Nein  
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III. Mündliche Stellungnahmen 

Gemäß § 91 Absatz 9 SGB V, 1. Kapitel § 12 Absatz 1 der Verfahrensordnung (VerfO) des G-BA ist 
jedem, der gesetzlich berechtigt ist, zu einem Beschluss des G-BA Stellung zu nehmen, und eine 
schriftliche Stellungnahme abgegeben hat, in der Regel auch Gelegenheit zu einer mündlichen Stel-
lungnahme zu geben. Diese ist im Rahme einer Anhörung abzugeben und dient in erster Linie dazu, die 
sich aus der schriftlichen Stellungnahme ergebenden Fragen zu klären und neuere Erkenntnisse die 
sich zeitlich nach Abschluss des schriftlichen Stellungnahmeverfahrens ergeben haben, einzubringen. 

Die Bundesärztekammer und die Bundespsychotherapeutenkammer haben als einzige stellungnahme-
berechtigte Organisationen jeweils eine schriftliche Stellungnahme abgegeben und auf die mündliche 
Stellungnahme bzw. Anhörung verzichtet. 

Anlage 4 zu den Tragenden Gründen zur Änderung des § 21 BPL-RL


	1_BE_Anrechnungsfaktoren Zulassung Anstellung_Stand_2014-05-16
	2_TG_Anrechnungsfaktoren Zulassung Anstellung_Stand_2014-05-23
	1. Rechtsgrundlage
	2. Eckpunkte der Entscheidung
	3. Bürokratiekostenermittlung
	4. Verfahrensablauf

	3_eingereichte Stellungnahmen
	3_SN_BAEK_BPL-RL_21_Abs.5_2014-06-20
	2014-06-20-BR-SN-BAEK_BPL-RL-Anrechnungsfaktoren
	2014-06-20_SN_BAEK_BPL-RL_Anrechnungsfaktoren

	3_SN_BPtK_BPL-RL_21_Abs.5_2014-06-19
	2014-06-19_Hollstein_G-BA
	2014-06-19_STN_BPtK_BPL-RL_21_Abs.5


	4_Auswertung SN-Verfahren_Anrechnungsfaktoren Zulassung Anstellung_Stand 2014-07-02
	I.  Erläuterung zum Stellungnahmeverfahren
	II. Schriftliche Stellungnahmen
	III. Mündliche Stellungnahmen




